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Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Karlsruhe vom 29. Mai 2020 wird zurÃ¼ckgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch im Berufungsverfahren nicht zu erstatten.

Tatbestand

Zwischen den Beteiligten ist die Herabsetzung des Grades der Behinderung (GdB)
nach Ablauf der HeilungsbewÃ¤hrung einer Krebserkrankung
(GebÃ¤rmutterhalskrebs) von 50 auf 30 ab dem 23.Â MÃ¤rz 2019 streitig.

Die am 29. Juli 1968 geborene KlÃ¤gerin ist als Sonderschullehrerin tÃ¤tig.

Am 3. Mai 2013 stellte sie einen Erstantrag auf Feststellung des GdB. Sie gab als
GesundheitsstÃ¶rung, wegen der der Antrag gestellt werde, eine Krebserkrankung
am GebÃ¤rmutterhals an.

Die KlÃ¤gerin fÃ¼gte dem Antrag den Bericht des S Ã¼ber die stationÃ¤re
Behandlung vom 14. bis zum 15. MÃ¤rz 2013 bei, aus dem sich als Diagnose PAP
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IVa (Portiokonus mit Carcinoma in situ vom Plattenepithel und in den Quadranten
von 12 bis 3 Uhr mÃ¤Ã�ig differenziertes Plattenepithelcarziniom G2 mit einer
Infiltrationstiefe von 0,4 mm und einer horizontalen Ausdehnung von 0,3 mm) ergab
und als Therapie eine Konisation und fraktionierte Abrasio. Die Histologie habe die
TNM Klassifikation pT1a1 pNX G2 pLO pVO ergeben. Die Entlassung der KlÃ¤gerin
sei am Folgetag nach Tamponadenentfernung und unauffÃ¤lligem Verlauf erfolgt.
Das histologische Ergebnis habe leider ein Plattenepithelcarzinom der Cervix in
einem kleinen Areal ergeben, EinbrÃ¼che in Blut- und LymphgefÃ¤Ã�e seien nicht
dokumentiert worden, dennoch sei eine weitere Therapie angezeigt. Die KlÃ¤gerin
habe sich am 21. MÃ¤rz 2013 nochmals ambulant zur Nachuntersuchung
vorgestellt, bis auf eine minimale Schmierblutung postoperativ habe sich der
Portiokonus mit Schorf bedeckt gezeigt. Ã�ber den negativen histologischen Befund
sei sie ausfÃ¼hrlich aufgeklÃ¤rt worden, auch, dass FolgemaÃ�nahmen erforderlich
seien.

Im Weiteren legte die KlÃ¤gerin den Bericht des S1 vor, aus dem sich Protiokonus
mit Carcinoma in situ von Plattenepithel, Reserevezelltyp, Entwicklung eines
mÃ¤Ã�ig differenzierten Plattenepithel-Carcinoms, unauffÃ¤lliges Plattenepithel von
der Cervix, funktionsarmes Endometrium ergab.Â Â Â Â Â Â 
Â 
Die D bewerte die Erkrankung der GebÃ¤rmutter (in HeilungsbewÃ¤hrung) mit
einem Einzel-GdB von 50, der dem Gesamt-GdB entsprach. Der GdB kÃ¶nne seit
dem 15. MÃ¤rz 2013 als nachgewiesen angesehen werden, eine NachprÃ¼fung sei
im MÃ¤rz 2018 erforderlich.

Das Landratsamt E stellte daraufhin durch Bescheid vom 14. Juni 2013 einen GdB
von 50 seit dem 15. MÃ¤rz 2013 fest.

Am 20. April 2018 leitete das nach einem Wohnsitzwechsel der KlÃ¤gerin nunmehr
zustÃ¤ndige Landratsamt K (LRA) das NachprÃ¼fungsverfahren ein.

Die KlÃ¤gerin gab in dem ihr deshalb Ã¼bersandten Vordruck als bei der
Feststellung des GdB zu berÃ¼cksichtigende GesundheitsstÃ¶rungen
GebÃ¤rmutterhalskrebs, chronische RÃ¼ckenschmerzen/-beschwerden und
StÃ¶rungen des Verdauungstraktes an. Sie fÃ¼hrte aus, dass ein stationÃ¤rer
Aufenthalt in einer orthopÃ¤dischen oder psychosomatischen Klinik geplant sei,
hierzu fÃ¤nden noch mehrere Arzttermine statt. Auch nach der Aussage ihres
Frauenarztes bestehe eine seelische Belastung, es werde noch ein Termin bei einer
Psychiaterin stattfinden. Eine ZurÃ¼ckstufung des GdB habe auch Auswirkungen
auf ihr Deputat als vollbeschÃ¤ftigte Sonderschullehrerin, was bis zum Ende des
Schuljahres zu schwierigen VerÃ¤nderungen im Stundenplan fÃ¼hre.Â 

ErgÃ¤nzend legte sie den Bericht des W Ã¼ber die Untersuchung am 14. Dezember
2017 vor, aus dem sich die Diagnose Z. n. Zervixcarzinom (T1A1, ED MÃ¤rz 2013)
ergab. Es habe ein unauffÃ¤lliger gynÃ¤kologischer Untersuchungsbefund bei
nahezu fehlender Zervix vorgelegen (PAP I, kolposkopisch unauffÃ¤lliger
Zervixstumpf, nativ Mischflora mit deutlicher EntzÃ¼ndungsreaktion, Pilzkultur
negativ). Der vaginale Ultraschall habe einen unauffÃ¤lligen Uterus, Restzervix
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sowie eine Adnexregion beidseits gezeigt. Nach nunmehr knapp fÃ¼nf Jahren nach
PrimÃ¤rtherapie habe sich ein unauffÃ¤lliger Organbefund ergeben und es sei zu
keinem Progress des Grundleidens gekommen. Die KlÃ¤gerin sei nach wie vor durch
die Malignomerkrankung erheblich belastet.Â Â Â Â Â Â 

Auf Anfrage des LRA fÃ¼hrte der W ergÃ¤nzend zu seinen Angaben in seinem
bereits zur Vorlage gekommenen Bericht aus, dass eine durchgefÃ¼hrte
Ultraschalluntersuchung keinen Hinweis auf ein lokales oder lokoregionÃ¤res
Rezidiv erbracht habe. Die KlÃ¤gerin leide nach wie vor sehr deutlich unter einer
psycho-onkologischen Belastungsreaktion, eine Teilhabe am normalen Leben sei
mÃ¶glich, die Belastungsreaktion sei in der Bewertung nach dem
Schwerbehindertengesetz nach wie vor gegeben.

Die O/N gaben an, die KlÃ¤gerin habe sich bei ihnen nur zweimal in Behandlung
befunden, sie kÃ¶nnten deshalb die Fragen des LRA nicht beantworten.

B â�� berichtete von einer bei der KlÃ¤gerin bestehenden Reizdarmsymptomatik.
Die KlÃ¤gerin habe Ã¼ber hÃ¤ufig dÃ¼nne StÃ¼hle, viel Luft im Bauch, eine
unregelmÃ¤Ã�ige Verdauung und wechselnde abdominelle Beschwerden geklagt.
Der Allgemein- und ErnÃ¤hrungszustand seien gut gewesen, eine Magen- und
Darmspiegelung mit entnommenen Gewebeproben habe einen unauffÃ¤lligen
Befund erbracht, eine Laktoseintoleranz, eine Fruktosemalabsorption,
Nahrungsmittelallergien und eine bakterielle Enteritis hÃ¤tten ausgeschlossen
werden kÃ¶nnen, ebenso habe kein Anhalt fÃ¼r eine Histaminintoleranz bestanden.
Unter einer Therapie mit Probiotika sei es zu einer passageren Besserung
gekommen.

Der G gab an, die KlÃ¤gerin habe wiederholt Ã¼ber Nackenschmerzen geklagt. Es
hÃ¤tten wiederholt druckdolente Triggerpunkte der Trapeziusmuskulatur und des
Musculus levator scapulae rechts bei endgradig eingeschrÃ¤nkter
HalswirbelsÃ¤ulenbeweglichkeit vorgelegen. Auch habe die KlÃ¤gerin Ã¼ber
zunehmende rechtsbetonte BrustwirbelsÃ¤ulenschmerzen geklagt. Er habe sie zur
DurchfÃ¼hrung eines stationÃ¤ren Heilverfahrens bei Verdacht auf eine
begleitende psychovegetative ErschÃ¶pfung ermutigt.

B1 bewertete versorgungsÃ¤rztlich eine seelische StÃ¶rung/psychovegetative
StÃ¶rungen mit einem Einzel-GdB von 20, VerdauungsstÃ¶rungen mit einem Einzel-
GdB von 10 und die Folgen nach Uteruserkrankung mit einem weiteren Einzel-GdB
von 10; die muskulÃ¤ren Verspannungen seien nicht mit einem Einzel-GdB von
mindestens 10 zu bewerten. Der Gesamt-GdB habe 20 betragen.

Das LRA hÃ¶rte die KlÃ¤gerin daraufhin zur Herabsetzung des GdB an. Den
Feststellungen im Bescheid vom 14. Juni 2013 habe ein Tumorleiden im Stadium der
HeilungsbewÃ¤hrung zugrunde gelegen. Bei GesundheitsstÃ¶rungen, die zu
Rezidiven neigten, sei fÃ¼r einen bestimmten Zeitraum (Zeitraum der
HeilungsbewÃ¤hrung) die Feststellung eines hÃ¶heren GdB gerechtfertigt als bei
isolierter Betrachtung der tatsÃ¤chlichen FunktionsbeeintrÃ¤chtigung zutreffend
wÃ¤re. Nach Ablauf dieses Zeitraums sei deshalb eine NachprÃ¼fung der
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gesundheitlichen VerhÃ¤ltnisse vorzunehmen. Wenn die NachprÃ¼fung ergebe,
dass kein Rezidiv aufgetreten sei und auch keine Hinweise auf das Weiterbestehen
des Grundleidens vorlÃ¤gen, sei der GdB nur noch nach den tatsÃ¤chlichen
VerhÃ¤ltnissen zu bemessen. In den gesundheitlichen VerhÃ¤ltnissen, die fÃ¼r die
Feststellungen im Bescheid vom 14. Juni 2013 maÃ�gebend gewesen seien, sei eine
wesentliche Ã�nderung insofern eingetreten, als dass bezÃ¼glich des Tumorleidens
die fÃ¼nfjÃ¤hrige HeilungsbewÃ¤hrung eingetreten sei und auch kein Rezidiv oder
ein sonstiger pathologischer Befund, der auf das Weiterbestehen des Grundleidens
hinweise, vorliege. Als FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen lÃ¤gen eine seelische
StÃ¶rung, psychovegetative StÃ¶rungen, VerdauungsstÃ¶rungen und Folgen nach
Uteruserkrankung vor. Der Gesamt-GdB betrage 20. Die von der KlÃ¤gerin geltend
gemachten muskulÃ¤ren Verspannungen bedingten keinen Einzel-GdB von 10. Es
sei deshalb beabsichtigt, einen entsprechenden Neufeststellungsbescheid zu
erteilen.

Nachdem sich die KlÃ¤gerin im AnhÃ¶rungsverfahren nicht geÃ¤uÃ�ert hatte, hob
das LRA durch Bescheid vom 18. MÃ¤rz 2019 den Bescheid vom 14. Juni 2013
insofern auf, als der GdB ab dem 23.Â MÃ¤rz 2019 nur noch 20 betrage. Zur
BegrÃ¼ndung bekrÃ¤ftigt das LRA seine AusfÃ¼hrungen aus dem
AnhÃ¶rungsschreiben.

Die KlÃ¤gerin erhob deshalb Widerspruch, zu dessen BegrÃ¼ndung sie Ã¤rztliche
Berichte vorlegte.

Aus dem medizinischen Attest des W vom 2. Mai 2019 ergaben sich die bereits
mitgeteilten, bei der letzten Untersuchung der KlÃ¤gerin am 14. Dezember 2017
erhobenen Befunde. Die KlÃ¤gerin sei nun sechs Jahre nach der Erkrankung
rezidivfrei. Sie leide jedoch nach wie vor sehr deutlich unter einer psycho-
onkologischen Belastungsreaktion, eine Teilhabe am normalen Leben sei zwar
gegeben, die Belastungsreaktion sei jedoch in der Bewertung nach dem
Schwerbehindertengesetz nach wie vor zu berÃ¼cksichtigen.

G fÃ¼hrte aus, er habe bei der KlÃ¤gerin als Diagnosen ein chronisches
myofasziales Schmerzsyndrom thorakal und cervikal links, chronische
Myotendinosen Schulter-Nackensyndrom, eine rezidivierende Blockierung CTU,
einen Z. n. CTS beidseits, eine Daumenatrophie rechts nach Karpaldachspaltung,
ein chronisches Schmerzsyndrom und einen Hallux valgus beidseits erhoben.

Die E1 berichtete von der Vorstellung der KlÃ¤gerin in ihrer Sprechstunde.
Anamnestisch habe diese angegeben, seit circa einem Jahr unter
ErschÃ¶pfungszustÃ¤nden, depressiven Verstimmungen, Ã�ngsten und innerer
Unruhe zu leiden. Ursachen seien private und berufliche Faktoren, auch in der
Vergangenheit seien bereits Ã¤hnliche Beschwerden aufgetreten gewesen. Als
psychopathologischen Befund habe sie ein klares Bewusstsein, orientiert, eine
beeintrÃ¤chtigte Konzentration, eine ungestÃ¶rte Auffassung, MerkfÃ¤higkeit und
GedÃ¤chtnis, inhaltliches und formales Denken unauffÃ¤llig, eine ungestÃ¶rte
Wahrnehmung, keine Ich-StÃ¶rung, in der AffektivitÃ¤t deprimiert bei einem
unauffÃ¤lligen Antrieb erhoben. Es hÃ¤tten Ã�ngste und eine verminderte
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Belastbarkeit vorgelegen. Als Diagnosen habe sie eine rezidivierende depressive
StÃ¶rung, gegenwÃ¤rtig leichte Episode (ICD-10 F33.0), chronische
RÃ¼ckenschmerzen und einen Z. n. Uterus-Ca. gestellt. Es handele sich
diagnostisch um eine leichte depressive Episode, auf organische Ursachen des
StÃ¶rungsbildes habe es keinen Hinweis gegeben. Durch die beschriebene
Symptomatik sei die KlÃ¤gerin in ihrer GestaltungsfÃ¤higkeit und Belastbarkeit
eingeschrÃ¤nkt.

G teilte auf Anfrage des LRA mit, die KlÃ¤gerin sei bei ihm seit Oktober 2011 in
regelmÃ¤Ã�iger orthopÃ¤discher Behandlung. Bereits zu Beginn habe sie Ã¼ber
immer wieder bestehende Nackenschmerzen geklagt, die in beide HÃ¤nde
kombiniert mit Kribbeln und Pelzigkeit ausstrahlten. Die Schultergelenke selbst
zeigten keine arthrotischen VerÃ¤nderungen. Im Jahr 2011 sei eine
Karpaltunneldachspaltung beidseits bei Nachweis eines CTS beidseits erfolgt. Des
Weiteren habe die KlÃ¤gerin Ã¼ber rezidivierende cervikale und thorakale
Schmerzen, am ehesten im Sinne von Verspannungen geklagt; cervikal bedingte
neurologische AusfÃ¤lle hÃ¤tten nicht vorgelegen. Auch habe sie unter
rezidivierenden VorfuÃ�schmerzen gelitten. Er behandle sie regelmÃ¤Ã�ig mit
schmerztherapeutischen MaÃ�nahmen.Â 

G1 bewertete nunmehr versorgungsÃ¤rztlich eine seelische
StÃ¶rung/SchmerzstÃ¶rung mit einem Einzel-GdB von 30 und
VerdauungsstÃ¶rungen, Folgen nach Uteruserkrankung und muskulÃ¤re
Verspannungen mit einem Einzel-GdB von jeweils 10. Der Gesamt-GdB betrage 30.
Aufgrund der nun vorliegenden psychiatrischen und ausfÃ¼hrlichen
orthopÃ¤dischen Befundberichte kÃ¶nne fÃ¼r das psychosomatische StÃ¶rungsbild
ein Einzel-GdB von 30 vergeben werden.

Das LRA hÃ¶rte die KlÃ¤gerin zur beabsichtigten Feststellung eines GdB von 30 an.
Die KlÃ¤gerin erwiderte hierauf, ihr Zustand habe sich gegen Ende des Schuljahres
verschlimmert. Sie sei nicht schmerzfrei und habe unter den psychischen
Belastungen des Lehrerberufs zu leiden, die sich in seelischen StÃ¶rungen,
SchlafstÃ¶rungen, VerdauungsstÃ¶rungen und starken muskulÃ¤ren
Verspannungen Ã¤uÃ�erten. Deshalb benÃ¶tige sie die Nachteilsausgleiche, die ihr
als Schwerbehinderte zustÃ¼nden, um den Lehrerberuf auch in den nÃ¤chsten
Jahren ausÃ¼ben zu kÃ¶nnen.

Durch Widerspruchsbescheid vom 18. September 2019 stellte der Beklagte einen
GdB von 30 Ã¼ber den 23. MÃ¤rz 2019 hinaus sowie ab diesem Zeitpunkt eine
dauernde EinbuÃ�e der kÃ¶rperlichen Beweglichkeit im Sinn des Â§ 33b
Einkommenssteuergesetz (EStG) fest und wies den Widerspruch im Ã�brigen
zurÃ¼ck. Nachdem kein Rezidiv der malignen Grunderkrankung aufgetreten sei,
bedinge diese FunktionsbeeintrÃ¤chtigung nicht mehr wie zuvor einen Einzel-GdB
von 50, sondern nur noch von 10. Unter BerÃ¼cksichtigung der weiteren
bestehenden FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen betrage der Gesamt-GdB 30.

Mit der am 10. Oktober 2019 beim Sozialgericht Karlsruhe (SG) erhobenen Klage
hat die KlÃ¤gerin sinngemÃ¤Ã� die Aufhebung des Bescheides vom 18. MÃ¤rz 2019
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in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 18. September 2019 verfolgt.

Das SG hat die behandelnden Ã�rzte der KlÃ¤gerin schriftlich als sachverstÃ¤ndige
Zeugen befragt.

Aus der sachverstÃ¤ndigen Zeugenaussage des G haben sich regelmÃ¤Ã�ige
Behandlungen der KlÃ¤gerin im Zeitraum vom 10. Oktober 2011 bis zum 20.
Dezember 2019 ergeben. Diese leide unter einer mittelgradigen Epicondylitis
humeri ulnaris und radialis links und einem mittelgradigen myofaszialen
Schmerzsyndrom thorakal, dessen Schmerzsymptomatik von Juni 2013 bis
September 2019 zugenommen habe. Hinsichtlich der rezidivierenden
VorfuÃ�schmerzen bei bekanntem Hallux valgus links mehr als rechts sowie
initialem Hallux rigidus habe durch eine Einlagenversorgung und regelmÃ¤Ã�ige
physikalische Therapie Ã¼ber die Jahre eine Progredienz der Beschwerden
verhindert werden kÃ¶nnen. Das myofasziale Schmerzsyndrom cervikal und
thorakal sei mit einem Einzel-GdB von 30 und die Epicondylitis humeri ulnaris und
radials links mit einem Einzel-GdB von 10 zu bewerten, der Gesamt-GdB betrage 30.
G hat ergÃ¤nzend seine Behandlungsberichte vorgelegt. Hieraus lieÃ� sich unter
anderem am 30. Juli 2019 eine freie Beweglichkeit der linken Schulter und des
rechten Ellenbogens, am 18. Februar 2019 eine Beweglichkeit der HalswirbelsÃ¤ule
(HWS) von Links-/Rechtsrotation 70-0-65Â° und am 18. September 2018 eine freie
Beweglichkeit beider Schultern in allen Ebenen entnehmen.

E1 hat als sachverstÃ¤ndige Zeugin angegeben, sie behandle die KlÃ¤gerin seit
dem 17. Mai 2018. Im Jahr 2018 seien alle acht Wochen Behandlungen und
auÃ�erdem acht psychotherapeutische Sitzungen erfolgt, im Jahr 2019 eine
Behandlung im April und bislang im Jahr 2020 eine Behandlung im Januar. Als
Diagnosen habe sie eine gesicherte rezidivierende depressive StÃ¶rung,
gegenwÃ¤rtig leichte Episode (ICD-10 F33.0), und Angst und depressive StÃ¶rung
erhoben. Der psychopathologische Befund sei klares Bewusstsein, orientiert,
beeintrÃ¤chtigte Konzentration, ungestÃ¶rte Auffassung, MerkfÃ¤higkeit und
GedÃ¤chtnis, inhaltliches und formales Denken unauffÃ¤llig, ungestÃ¶rte
Wahrnehmung, keine Ich-StÃ¶rung, in der AffektivitÃ¤t deprimiert bei
unauffÃ¤lligem Antrieb gewesen. Es hÃ¤tten Ã�ngste und eine verminderte
Belastbarkeit vorgelegen. Die depressiven Verstimmungen, die
KonzentrationsstÃ¶rungen und die verminderte Stresstoleranz seien leichtgradig
und die Ã�ngste mittelgradig ausgeprÃ¤gt. Auf ihrem Fachgebiet betrage der Einzel-
GdB 20, der Gesamt-GdB liege bei 30.

Zuletzt hat der W ausgefÃ¼hrt, die KlÃ¤gerin seit dem Jahr 2012 zu behandeln. Als
GesundheitsstÃ¶rungen lÃ¤gen ein Z. n. GebÃ¤rmutterhalskrebs und
Trachelektomie (nahezu vollstÃ¤ndige Entfernung des GebÃ¤rmutterhalses), eine
fortbestehende BelastungsstÃ¶rung infolge einer Karzinomerkrankung mittleren
Grades und eine HormonstÃ¶rung durch Wechseljahrsituation (unter Therapie
leichtgradig ausgeprÃ¤gt) vor. Die GebÃ¤rmutterhalskrebserkrankung sei auch
sieben Jahre nach der primÃ¤ren Diagnose und Behandlung als eine Erkrankung mit
einem nicht auszuschlieÃ�enden Progress anzusehen. Auch die postonkologische
BelastungsstÃ¶rung mit SchlafstÃ¶rungen und Selbstzweifeln, die teilweise einer
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depressiven Verstimmung entspreche, sei fortbestehend. Der Gesamt-GdB betrage
mindestens 30 bis 40. Die KlÃ¤gerin betrachte sehr differenziert ihre
Krankheitsgeschichte und stehe dieser mit groÃ�er Sorge gegenÃ¼ber. SÃ¤mtliche
Termine, TherapievorschlÃ¤ge und Empfehlungen habe sie sehr sorgfÃ¤ltig und
reflektiert umgesetzt. Zuletzt habe sie angegeben, dass sie momentan wieder auf
der Suche nach einer neuen psychotherapeutischen Begleitung und Hilfe sei. Seinen
Rat, eine stationÃ¤re Therapie anzugehen, habe sie sehr offen aufgenommen.
ErgÃ¤nzend legte der W seine bereits im Verwaltungsverfahren zur Akte gelangten
Berichte, den Operationsbericht vom 14. MÃ¤rz 2013 (zystologisch Pap IVa,
Messerkonisation, fraktionierte Abrasio), den Bericht Ã¼ber die makroskopische
und mikroskopische Begutachtung des Institut fÃ¼r Pathologie und
Molekularpathologie P (Kollumkarzinom Ia1, kein Nachweis von Restanteilen des
klinischerseits angegebenen Kollumkarzinoms) und den Bericht des S2 Klinikum
Ã¼ber die stationÃ¤re Behandlung der KlÃ¤gerin vom 4. bis zum 6. April 2013
(Diagnosen: Collum-Ca [TNM: pT1a1, pNx, G2, pL0, pV0]; Therapie: Trachelektomie
und Corpusabrasio, Z. n. Konisation bei PAP IVa am 14. MÃ¤rz 2013 endocervical
knapp im Gesunden entfernt) vor.

Nach AnhÃ¶rung der Beteiligten hat das SG die Klage durch Gerichtsbescheid vom
29. Mai 2020 abgewiesen. Zur Recht habe der Beklagte ab dem 23. MÃ¤rz 2019 nur
noch einen GdB von 30 festgestellt. Unter BerÃ¼cksichtigung des
psychosomatischen Befundes sei bei Zusammenschau aller vorliegender
GesundheitsbeeintrÃ¤chtigungen und deren Auswirkungen auf die allgemeine
funktionale Lebensgestaltung sowie den EinschrÃ¤nkungen der ErlebnisfÃ¤higkeit
ein Gesamt-GdB in dieser HÃ¶he zum Zeitpunkt des Erlasses des
Widerspruchsbescheides angemessen und ausreichend gewesen. Das SG hat sich
auf die sachverstÃ¤ndigen Zeugenaussagen gestÃ¼tzt. Im Funktionssystem
â��weibliche Geschlechtsorganeâ�� betrage der Einzel-GdB aufgrund der Folgen
der Tumorresektion allenfalls 10. Im Funktionssystem â��Gehirn einschlieÃ�lich
Psycheâ�� sei der Einzel-GdB mit 30 einzustellen. Bei der KlÃ¤gerin liege laut G
aufgrund des myofaszialen Schmerzsyndroms bereits eine stÃ¤rker behindernde
StÃ¶rung vor, die zu einer wesentlichen EinschrÃ¤nkung der Erlebnis- und
GestaltungsfÃ¤higkeit fÃ¼hre. Nach dem Zeitpunkt des Erlasses des
Widerspruchsbescheides aufgetretene FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen seien im
Rahmen einer Klage gegen die Herabsetzung des GdB unbeachtlich, womit die von
der KlÃ¤gerin geltend gemachten Auswirkungen der Corona-Pandemie auf ihre
Psyche seit frÃ¼hestens Februar 2020 unbeachtlich
seien.Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â 

Am 3. Juli 2020 hat die KlÃ¤gerin gegen den ihren ProzessbevollmÃ¤chtigen am 5.
Juni 2020 zugestellten Gerichtsbescheid Berufung beim Landessozialgericht Baden-
WÃ¼rttemberg (LSG) eingelegt.

Zur BerufungsbegrÃ¼ndung fÃ¼hrt die KlÃ¤gerin aus, das SG habe zu Unrecht die
Klage abgewiesen. Der GdB betrage auch Ã¼ber den 23. MÃ¤rz 2019 hinaus 50. Sie
habe zum maÃ�geblichen Zeitpunkt des Erlasses des Widerspruchsbescheides sehr
deutlich unter einer psycho-onkologischen Belastungsreaktion gelitten und leide
darunter auch noch heuteE1 habe in ihrem Ã¤rztlichen Befundbericht vom 18. April
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2019 seit einem Jahr bestehende ErschÃ¶pfungszustÃ¤nde, depressive
Verstimmungen, Ã�ngste und eine innere Unruhe beschrieben. Ihre Konzentration
sei beeintrÃ¤chtigt gewesen und sie habe deprimiert gewirkt, ihre
GestaltungsfÃ¤higkeit und Belastbarkeit seien eingeschrÃ¤nkt. Auch habe der W
unmissverstÃ¤ndlich dargelegt, dass sie zwar rezidivfrei sei, aber immer noch sehr
deutlich unter einer psycho-onkologischen Belastungsreaktion leide. Er sei von
einem GdB von mindestens 30 bis 40 ausgegangen und habe die PrÃ¼fung durch
einen Fachgutachter angeregt, dieser Anregung sei das SG nicht gefolgt. Im
Weiteren habe das SG nicht beachtet, dass der W zu einer stationÃ¤ren Therapie
geraten habe. G habe insbesondere von den Diagnosen eines chronischen
myofaszialen Schmerzsyndroms thorakal und cervical links und chronischen
Myotendinosen Schulter-Nackensyndrom berichtet. Auch diese Diagnosen seien nur
unzureichend berÃ¼cksichtigt worden.

Die KlÃ¤gerin beantragt â�� sinngemÃ¤Ã� â��,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Karlsruhe vom 29. Mai 2020 sowie den
Bescheid vom 18.Â MÃ¤rz 2019 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 18.
September 2019 aufzuheben,
hilfsweise, ein SachverstÃ¤ndigengutachten einzuholen.

Der Beklagte beantragt,
Â Â Â Â Â Â Â Â Â 
die Berufung der KlÃ¤gerin zurÃ¼ckzuweisen.

Er hÃ¤lt die erstinstanzliche Entscheidung fÃ¼r zutreffend. Das Vorbringen der
KlÃ¤gerin im Berufungsverfahren zwinge nicht zu einer abweichenden Beurteilung.
Der W habe eine Rezidivfreiheit bestÃ¤tigt, die HeilungsbewÃ¤hrung sei damit
zweifelsfrei abgelaufen. Die vorliegenden psychischen Auswirkungen der
Krebserkrankung seien mit einem Einzel-GdB von 30 als stÃ¤rker behindernde
StÃ¶rung mit wesentlicher EinschrÃ¤nkung der Erlebnis- und GestaltungsfÃ¤higkeit
ausreichend bewertet. Schwere StÃ¶rungen mit mittelgradigen sozialen
Anpassungsschwierigkeiten seien nicht dokumentiert; dies auch im Hinblick auf die
Behandlungsfrequenz, da nach Auskunft der E1 vom 14. August 2020 die KlÃ¤gerin
bei ihr nur alle acht Wochen vorstellig sei.

ErÃ¶rterungstermine am 21. Januar und 25. MÃ¤rz 2021 haben aufgrund von
Verhinderungen der ProzessbevollmÃ¤chtigten der KlÃ¤gerin nicht stattfinden
kÃ¶nnen. Im ErÃ¶rterungstermin am 21. April 2021 hat der Berichterstatter darauf
hingewiesen, dass maÃ�geblicher Zeitpunkt fÃ¼r die Beurteilung der Sach- und
Rechtslage im vorliegenden Verfahren wohl der Zeitpunkt des Erlasses des
Widerspruchsbescheids sei und demnach eine Verschlechterung des
Gesundheitszustands der KlÃ¤gerin, insbesondere eine im Jahr 2020 beabsichtigte
stationÃ¤re Behandlung der KlÃ¤gerin, die Corona-bedingt erst im Jahr 2021
stattfinden solle, wohl nicht von Bedeutung sei. Hinsichtlich der vom
Berichterstatter angeregten RÃ¼cknahme der Berufung hat die KlÃ¤gerin
zunÃ¤chst mit der Schwerbehindertenvertretung des Schulamts RÃ¼cksprache
halten wollen. Nachdem diese RÃ¼cksprache erfolgt war, hat die KlÃ¤gerin am 3.
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Mai 2021 mitgeteilt, die Berufung bleibe aufrechterhalten.Â Â Â Â Â Â Â 

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung des Senats ohne mÃ¼ndliche
Verhandlung einverstanden erklÃ¤rt.
Hinsichtlich des weiteren Sach- und Streitstandes wird auf die Verwaltungs- und
Gerichtsakten Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde

Die form- und fristgerecht (Â§ 151 Sozialgerichtsgesetz [SGG]) eingelegte Berufung,
Ã¼ber die der Senat mit EinverstÃ¤ndnis der Beteiligten ohne mÃ¼ndliche
Verhandlung entscheidet (Â§ 124 Abs. 2 SGG), ist statthaft (Â§Â§Â 143,Â 144 SGG)
und auch im Ã�brigen zulÃ¤ssig, aber unbegrÃ¼ndet.

Gegenstand des Berufungsverfahrens ist der Gerichtsbescheid des SG vom 29. Mai
2020, mit dem das SG die von der KlÃ¤gerin sinngemÃ¤Ã� erhobene isolierte
Anfechtungsklage (Â§ 54 Abs. 1 SGG) gegen den Bescheid vom 18. MÃ¤rz 2019 in
der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 18. September 2019 (Â§Â 95 SGG),
durch den der Beklagte den GdB ab dem 23. MÃ¤rz 2019 von 50 auf 30
herabgesetzt hat, abgewiesen hat. MaÃ�gebender Zeitpunkt fÃ¼r die Beurteilung
der Sach- und Rechtslage ist bei dieser Klageart derjenige der letzten
Verwaltungsentscheidung (vgl. Keller, in: Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt,
Kommentar zum SGG, 13. Aufl. 2020, Â§ 54 Rz. 33), vorliegend demnach der
Zeitpunkt des Erlasses des Widerspruchsbescheides am 18. September 2019.

Die UnbegrÃ¼ndetheit der Berufung folgt aus der UnbegrÃ¼ndetheit der Klage. Der
Bescheid vom 18. MÃ¤rz 2019 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 18.
September 2019, durch den der Beklagte den Bescheid vom 14. Juni 2016, der ab
dem 15. MÃ¤rz 2013 einen GdB von 50 festgestellt hat, ab dem 23. MÃ¤rz 2019
teilweise aufgehoben und nur noch einen GdB von 30 festgestellt hat, ist
rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt die KlÃ¤gerin nicht in ihren Rechten (Â§ 54 Abs.Â 1
SatzÂ 2 SGG). Zu Recht hat somit auch das SG die hiergegen gerichtete isolierte
Anfechtungsklage durch Gerichtsbescheid vom 29. Mai 2020 abgewiesen.

Rechtsgrundlage des angefochtenen Bescheides ist Â§ 48 Abs. 1 SatzÂ 1
Sozialgesetzbuch Zehntes Buch (SGBÂ X). Danach ist, soweit inÂ den tatsÃ¤chlichen
oder rechtlichen VerhÃ¤ltnissen, die bei Erlass eines Verwaltungsaktes
mitÂ Dauerwirkung vorgelegen haben, eine wesentliche Ã�nderung eintritt, der
Verwaltungsakt mit Wirkung fÃ¼r die Zukunft aufzuheben. Dabei liegt eine
wesentliche Ã�nderung vor, soweit der Verwaltungsakt nach den nunmehr
eingetretenen tatsÃ¤chlichen oder rechtlichen VerhÃ¤ltnissen nicht mehr so
erlassen werden dÃ¼rfte, wie er ergangen war. DieÂ Ã�nderung muss sich nach
dem zugrunde liegenden materiellen Recht auf den Regelungsgehalt
desÂ Verwaltungsaktes auswirken. Das ist bei einer tatsÃ¤chlichen Ã�nderung nur
dann der Fall, wenn diese so erheblich ist, dass sie rechtlich zu einer anderen
Bewertung fÃ¼hrt. Von einer wesentlichen Ã�nderung ist auszugehen, wenn aus
dieser eine VerÃ¤nderung des Gesamt-GdB um wenigstens 10 folgt (vgl.
Bundessozialgericht [BSG], Urteil vom 11.Â November 2004 â�� B 9 SB 1/03 R â��,
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juris, Rz. 12). Im Falle einer solchen Ã�nderung ist der Verwaltungsakt â�� teilweise
â�� aufzuheben und durch die zutreffende Bewertung zu ersetzen (vgl.Â BSG, Urteil
vom 22.Â Oktober 1986 â�� 9a RVs 55/85 â��, juris, Rz. 11 m. w. N.).
DieÂ Feststellung einer wesentlichen Ã�nderung setzt einen Vergleich der Sach- und
Rechtslage bei Erlass des â�� teilweise â�� aufzuhebenden Verwaltungsaktes und
zum Zeitpunkt der Ã�berprÃ¼fung voraus (vgl.Â BSG, Urteil vom 2.Â Dezember
2010 â�� B 9 V 2/10 R â��, juris, Rz. 38 m. w. N.).

Diese Voraussetzungen sind vorliegend erfÃ¼llt. Der Beklagte hat im
maÃ�geblichen Vergleichsbescheid vom 14. Juni 2013 einen GdB von 50 ab dem 15.
MÃ¤rz 2013 festgestellt. In der dieser Feststellung zugrunde liegenden Sach- und
Rechtslage ist eine wesentliche Ã�nderung im Sinne des Â§Â 48 Abs. 1 Satz 1 SGB X
eingetreten. MaÃ�geblich fÃ¼r den festgestellten GdB von 50 war eine
Krebserkrankung der GebÃ¤rmutter in HeilungsbewÃ¤hrung. Nach Ablauf der
HeilungsbewÃ¤hrung ist eine wesentliche Ã�nderung eingetreten, wegen der zur
Ã�berzeugung des Senats der GdB unter BerÃ¼cksichtigung der nunmehr
vorliegenden FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen â�� seelische
StÃ¶rung/SchmerzstÃ¶rung, VerdauungsstÃ¶rungen, Folgen nach Uteruserkrankung
und muskulÃ¤re Verspannungen â�� ab dem 23.Â MÃ¤rz 2019 nicht mehr als 30
betrÃ¤gt.Â Â 

Der Anspruch der KlÃ¤gerin auf Feststellung des GdB richtet sich nach Â§ 152 Abs.
1 und 3 Sozialgesetzbuch Neuntes Buch (SGB IX) in der aktuellen, seit dem 1.
Januar 2018 geltenden Fassung durch Art. 1 und 26 Abs. 1 des Gesetzes zur
StÃ¤rkung der Teilhabe und Selbstbestimmung von Menschen mit Behinderungen
(Bundesteilhabegesetz â�� BTHG) vom 23. Dezember 2016 (BGBl I S. 3234).
Danach stellen auf Antrag des Menschen mit Behinderung die fÃ¼r die
DurchfÃ¼hrung des Bundesversorgungsgesetzes (BVG) zustÃ¤ndigen BehÃ¶rden
das Vorliegen einer Behinderung und den GdB zum Zeitpunkt der Antragstellung
fest (Â§ 152 Abs. 1 Satz 1 SGB IX). Auf Antrag kann festgestellt werden, dass ein
GdB bereits zu einem frÃ¼heren Zeitpunkt vorgelegen hat (Â§Â 152 Abs.Â 1 Satz 2
SGB IX). Menschen mit Behinderungen sind nach Â§ 2 Abs. 1 SGB IX Menschen, die
kÃ¶rperliche, seelische, geistige oder SinnesbeeintrÃ¤chtigungen haben, die sie in
Wechselwirkung mit einstellungs- und umweltbedingten Barrieren an der
gleichberechtigten Teilhabe an der Gesellschaft mit hoher Wahrscheinlichkeit
lÃ¤nger als sechs Monate hindern kÃ¶nnen (Satz 1). Eine BeeintrÃ¤chtigung nach 
Â§ 2 Abs. 1 Satz 1 SGB IX liegt vor, wenn der KÃ¶rper- und Gesundheitszustand von
dem fÃ¼r das Lebensalter typischen Zustand abweicht (Satz 2). Menschen sind
nach Â§ 2 Abs. 2 SGB IX im Sinne des TeilsÂ 3 des SGB IX schwerbehindert, wenn
bei ihnen ein GdB von wenigstens 50 vorliegt und sie ihren Wohnsitz, ihren
gewÃ¶hnlichen Aufenthalt oder ihre BeschÃ¤ftigung auf einem Arbeitsplatz im
Sinne des Â§ 156 SGB IX rechtmÃ¤Ã�ig im Geltungsbereich des SGB IX haben. Die
Auswirkungen der Behinderung auf die Teilhabe am Leben in der Gesellschaft
werden als GdB nach Zehnergraden abgestuft festgestellt (Â§Â 152Â Abs.Â 1Â Satz
5 SGB IX). Das Bundesministerium fÃ¼r Arbeit und Soziales (BMAS) ist ermÃ¤chtigt,
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates die GrundsÃ¤tze
aufzustellen, die fÃ¼r die Bewertung des GdB maÃ�gebend sind, die nach
Bundesrecht im Schwerbehindertenausweis einzutragen sind (Â§ 153 Abs. 2 SGB IX
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). Nachdem noch keine Verordnung nach Â§Â 153Â Abs.Â 2Â SGB IX erlassen ist,
gelten die MaÃ�stÃ¤be des Â§ 30 Abs. 1 BVG und der aufgrund des Â§ 30 Abs. 16
BVG erlassenen Rechtsverordnungen, somit die am 1. Januar 2009 in Kraft
getretene Verordnung zur DurchfÃ¼hrung des Â§ 1 Abs. 1 und 3, des Â§ 30 Abs. 1
und des Â§ 35 Abs. 1 BVG (Versorgungsmedizin-Verordnung ÂÂâ�� VersMedV) vom
10. Dezember 2008 (BGBl I S.Â 2412), entsprechend (Â§Â 241Â Abs. 5 SGB IX). Die
zugleich in Kraft getretene, auf der Grundlage des aktuellen Standes der
medizinischen Wissenschaft unter Anwendung der GrundsÃ¤tze der
evidenzbasierten Medizin erstellte und fortentwickelte Anlage
â��Versorgungsmedizinische GrundsÃ¤tzeâ�� (VG) zu Â§Â 2Â VersMedV ist an die
Stelle der bis zum 31. Dezember 2008 heranzuziehenden â��Anhaltspunkte fÃ¼r
die Ã¤rztliche GutachtertÃ¤tigkeit im Sozialen EntschÃ¤digungsrecht und nach dem
Schwerbehindertenrechtâ�� (AHP) getreten. In den VG wird der medizinische
Kenntnisstand fÃ¼r die Beurteilung von Behinderungen wiedergegeben (vgl. BSG,
Urteil vom 1. September 1999 â�� B 9 V 25/98 R â��, juris, Rz. 14). Hierdurch wird
eine fÃ¼r den Menschen mit Behinderung nachvollziehbare, dem medizinischen
Kenntnisstand entsprechende Festsetzung des GdB ermÃ¶glicht.

Allgemein gilt, dass der GdB auf alle GesundheitsstÃ¶rungen, unabhÃ¤ngig ihrer
Ursache, final bezogen ist. Der GdB ist ein MaÃ� fÃ¼r die kÃ¶rperlichen, geistigen,
seelischen und sozialen Auswirkungen einer FunktionsbeeintrÃ¤chtigung aufgrund
eines Gesundheitsschadens. Ein GdB setzt stets eine Regelwidrigkeit gegenÃ¼ber
dem fÃ¼r das Lebensalter typischen Zustand voraus. Dies ist insbesondere bei
Kindern und Ã¤lteren Menschen zu beachten. Physiologische VerÃ¤nderungen im
Alter sind bei der Beurteilung des GdB nicht zu berÃ¼cksichtigen. Als solche
VerÃ¤nderungen sind die kÃ¶rperlichen und psychischen
LeistungseinschrÃ¤nkungen anzusehen, die sich im Alter regelhaft entwickeln, also
fÃ¼r das Alter nach ihrer Art und ihrem Umfang typisch sind. DemgegenÃ¼ber sind
pathologische VerÃ¤nderungen, also GesundheitsstÃ¶rungen, die nicht
regelmÃ¤Ã�ig und nicht nur im Alter beobachtet werden kÃ¶nnen, bei der
Beurteilung des GdB auch dann zu berÃ¼cksichtigen, wenn sie erstmalig im
hÃ¶heren Alter auftreten oder als â��Alterskrankheitenâ�� (etwa
â��Altersdiabetesâ�� oder â��Altersstarâ��) bezeichnet werden (VG, Teil A, Nr. 2,
c). Erfasst werden die Auswirkungen in allen Lebensbereichen und nicht nur die
EinschrÃ¤nkungen im allgemeinen Erwerbsleben.
Da der GdB seiner Natur nach nur annÃ¤hernd bestimmt werden kann, sind beim
GdB nur Zehnerwerte anzugeben. Dabei sollen im Allgemeinen Funktionssysteme
zusammenfassend beurteilt werden (VG, Teil A, Nr. 2, e). Liegen mehrere
BeeintrÃ¤chtigungen der Teilhabe am Leben in der Gesellschaft vor, so wird nach 
Â§ 152 Abs. 3 SGB IX der GdB nach den Auswirkungen der BeeintrÃ¤chtigungen in
ihrer Gesamtheit unter BerÃ¼cksichtigung ihrer wechselseitigen Beziehungen
festgestellt. Bei mehreren FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen sind zwar zunÃ¤chst
Einzel-GdB anzugeben; bei der Ermittlung des Gesamt-GdB durch alle
FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen dÃ¼rfen jedoch die einzelnen Werte nicht addiert
werden. Auch andere Rechenmethoden sind fÃ¼r die Bildung eines Gesamt-GdB
ungeeignet. MaÃ�gebend sind die Auswirkungen der einzelnen
FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen in ihrer Gesamtheit unter BerÃ¼cksichtigung ihrer
wechselseitigen Beziehungen zueinander (VG, Teil A, Nr. 3, a). Bei der Beurteilung
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des Gesamt-GdB ist in der Regel von der FunktionsbeeintrÃ¤chtigung auszugehen,
die den hÃ¶chsten Einzel-GdB bedingt und dann im Hinblick auf alle weiteren
FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen zu prÃ¼fen, ob und inwieweit hierdurch das
AusmaÃ� der Behinderung grÃ¶Ã�er wird, ob also wegen der weiteren
FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen dem ersten GdB 10, 20 oder mehr Punkte
hinzuzufÃ¼gen sind, um der Behinderung insgesamt gerecht zu werden (VG, Teil A,
Nr. 3, c). Die Beziehungen der FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen zueinander kÃ¶nnen
unterschiedlich sein. Die Auswirkungen der einzelnen
FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen kÃ¶nnen voneinander unabhÃ¤ngig sein und damit
ganz verschiedene Bereiche im Ablauf des tÃ¤glichen Lebens betreffen. Eine
FunktionsbeeintrÃ¤chtigung kann sich auf eine andere besonders nachteilig
auswirken, vor allem dann, wenn FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen paarige
GliedmaÃ�en oder Organe betreffen. FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen kÃ¶nnen sich
Ã¼berschneiden. Eine hinzutretende GesundheitsstÃ¶rung muss die Auswirkung
einer FunktionsbeeintrÃ¤chtigung aber nicht zwingend verstÃ¤rken. Von
AusnahmefÃ¤llen abgesehen, fÃ¼hren leichte GesundheitsstÃ¶rungen, die nur
einen GdB von 10 bedingen, nicht zu einer Zunahme des AusmaÃ�es der
GesamtbeeintrÃ¤chtigung. Dies gilt auch dann, wenn mehrere derartige leichte
GesundheitsstÃ¶rungen nebeneinander bestehen. Auch bei leichten
FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen mit einem GdB von 20 ist es vielfach nicht
gerechtfertigt, auf eine wesentliche Zunahme des AusmaÃ�es der Behinderung zu
schlieÃ�en (VG, Teil A, Nr. 3, d).

Der Gesamt-GdB ist nicht nach starren Beweisregeln, sondern aufgrund richterlicher
Erfahrung, gegebenenfalls unter Hinzuziehung von SachverstÃ¤ndigengutachten, in
freier richterlicher BeweiswÃ¼rdigung festzulegen (vgl. BSG, Urteil vom 11.
November 2004 â�� BÂ 9Â SBÂ 1/03 R â��, juris, Rz.Â 17 m. w. N.). Dabei ist zu
berÃ¼cksichtigen, dass die auf der ersten PrÃ¼fungsstufe zu ermittelnden nicht nur
vorÃ¼bergehenden GesundheitsstÃ¶rungen und die sich daraus abzuleitenden
TeilhabebeeintrÃ¤chtigungen ausschlieÃ�lich auf der Grundlage Ã¤rztlichen
Fachwissens festzustellen sind. Bei den auf zweiter und dritter Stufe
festzustellenden Einzel- und Gesamt-GdB sind Ã¼ber die medizinisch zu
beurteilenden VerhÃ¤ltnisse hinaus weitere UmstÃ¤nde auf
gesamtgesellschaftlichem Gebiet zu berÃ¼cksichtigen (vgl. BSG, Beschluss vom
9.Â Dezember 2010 â�� B 9 SB 35/10 B â��, juris, Rz. 5).

Eine rechtsverbindliche Entscheidung nach Â§ 152 Abs. 1 Satz 1 SGB IX umfasst nur
die Feststellung einer unbenannten Behinderung und des Gesamt-GdB. Die dieser
Feststellung im Einzelfall zugrunde liegenden GesundheitsstÃ¶rungen, die daraus
folgenden FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen und ihre Auswirkungen dienen lediglich
der BegrÃ¼ndung des Verwaltungsaktes und werden nicht bindend festgestellt (vgl.
BSG, Urteil vom 24. Juni 1998 â�� B 9 SB 17/97 R â��, juris, Rz. 13). Der Einzel-GdB
ist somit keiner eigenen Feststellung zugÃ¤nglich. Er erscheint nicht im
VerfÃ¼gungssatz des Verwaltungsaktes und ist nicht isoliert anfechtbar. Es ist
somit auch nicht entscheidungserheblich, ob von Seiten des Beklagten oder der
Vorinstanz Einzel-GdB-Werte in anderer HÃ¶he als im Berufungsverfahren vergeben
worden sind, wenn der Gesamt-GdB hierdurch nicht beeinflusst wird.
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In Anwendung dieser durch den Gesetz- und Verordnungsgeber vorgegebenen
GrundsÃ¤tze sowie unter Beachtung der hÃ¶chstrichterlichen Rechtsprechung steht
zur Ã�berzeugung des Senats fest, dass die behinderungsbedingten
FunktionseinschrÃ¤nkungen der KlÃ¤gerin ab dem 23. MÃ¤rz 2019 nicht mehr einen
GdB von 50 â�� wie ihn das LRA durch den Bescheid vom 14. Juni 2013 ab dem 15.
MÃ¤rz 2013 festgestellt hatte â��, sondern nur noch einen solchen von 30
rechtfertigen.

Ausschlaggebend fÃ¼r die Herabbemessung des GdB durch den Beklagten war die
eingetretene HeilungsbewÃ¤hrung der Krebserkrankung der GebÃ¤rmutter, die in
Auswertung der diesbezÃ¼glichen Ã¤rztlichen Befunde auch zur Ã�berzeugung des
Senats vorliegt. Im dafÃ¼r maÃ�gebenden Funktionssystem
â��Geschlechtsapparatâ�� betrÃ¤gt der Einzel-GdB zur Ã�berzeugung des Senats
nach Ablauf der HeilungsbewÃ¤hrung von zwei Jahren nicht mehr 50, sondern nur
noch 10.

Das LRA hat bei Erlass des maÃ�geblichen Vergleichsbescheids vom 14. Juni 2013
eine Krebserkrankung der GebÃ¤rmutter in HeilungsbewÃ¤hrung mit einem Einzel-
GdB von 50 berÃ¼cksichtigt. Die KlÃ¤gerin hat, wie der Senat dem Bericht des S
vom 22. MÃ¤rz 2013, den er im Wege des Urkundsbeweises (Â§ 118 Abs. 1 SatzÂ 1
SGG in Verbindung mit Â§ 415 ff. Zivilprozessordnung [ZPO]) verwertet, entnimmt,
an einem Portikonus mit Carcinoma in situ vom Plattenepithel gelitten, darÃ¼ber
hinaus hatte sich in den Quadranten von 12 bis 3 Uhr ein mÃ¤Ã�ig differenziertes
Plattenepithelcarziniom G2 mit einer Infiltrationstiefe von 0,4 mm und einer
horizontalen Ausdehnung von 0,3 mm entwickelt. Das Tumorstadium war pT1a1
pNX G2 pLO pVO. Am 14. MÃ¤rz 2013 war deshalb, wie sich aus dem vom W im
erstinstanzlichen Verfahren vorgelegten und vom Senat urkundsbeweislich
verwerteten Operationsbericht ergibt, eine Messerkonisation und eine fraktionierte
Abrasio erfolgt.Â Â Â 

Nach den VG, Teil B, Nr. 1, c) ist nach der Behandlung bestimmter Krankheiten, die
zu Rezidiven neigen, insbesondere bei bÃ¶sartigen Geschwulsterkrankungen, eine
HeilungsbewÃ¤hrung abzuwarten. Der Zeitraum betrÃ¤gt in der Regel fÃ¼nf Jahre;
kÃ¼rzere ZeitrÃ¤ume werden in der GdB-Tabelle vermerkt. Die
HeilungsbewÃ¤hrung beginnt ab dem Zeitpunkt, an dem die Geschwulst durch
Operation oder andere PrimÃ¤rtherapie als beseitigt angesehen werden kann; eine
zusÃ¤tzliche adjuvante Therapie hat keinen Einfluss auf den Beginn der
HeilungsbewÃ¤hrung. Der aufgefÃ¼hrte GdB bezieht den regelhaft verbleibenden
Organ- oder GliedmaÃ�enschaden ein. AuÃ�ergewÃ¶hnliche Folgen oder
Begleiterscheinungen der Behandlung Ââ�� z. B. lang dauernde schwere
Auswirkungen einer wiederholten Chemotherapie â�� sind zu berÃ¼cksichtigen. Bei
den im Folgenden nicht genannten malignen Geschwulstkrankheiten ist von
folgenden GrundsÃ¤tzen auszugehen: Bis zum Ablauf der HeilungsbewÃ¤hrung â��
in der Regel bis zum Ablauf des fÃ¼nften Jahres nach der Geschwulstbeseitigung
â�� ist in den FÃ¤llen, in denen der verbliebene Organ- oder GliedmaÃ�enschaden
fÃ¼r sich allein keinen GdB von wenigstens 50 bedingt, im allgemeinen nach
Geschwulstbeseitigung im FrÃ¼hstadium ein GdB von 50 und nach
Geschwulstbeseitigung in hÃ¶heren Stadien ein GdB von 80 angemessen. Bedingen
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der verbliebene KÃ¶rperschaden oder die Therapiefolgen einen GdB von 50 oder
mehr, ist der bis zum Ablauf der HeilungsbewÃ¤hrung anzusetzende GdB
entsprechend hÃ¶her zu bewerten. Ein Carcinoma in situ (Cis) rechtfertigt nach den
VG, Teil B, Nr. 1, d) grundsÃ¤tzlich kein Abwarten einer HeilungsbewÃ¤hrung.
Ausgenommen hiervon sind das Carcinoma in situ der Harnblase und das
Carcinoma in situ der BrustdrÃ¼se (intraduktales und lobulÃ¤res Carcinoma in situ),
bei denen wegen klinischer Besonderheiten bei Vorliegen der oben genannten
Voraussetzungen das Abwarten einer HeilungsbewÃ¤hrung begrÃ¼ndet ist. Beruht
daher die HÃ¶he des GdB auf einer Erkrankung, fÃ¼r welche die einschlÃ¤gigen
Normen einen erhÃ¶hten GdB-Wert wÃ¤hrend des Zeitraums der
HeilungsbewÃ¤hrung ansetzen, Ã¤ndert das Verstreichen dieses Zeitraums die
wesentlichen, d. h. rechtserheblichen tatsÃ¤chlichen VerhÃ¤ltnisse, die der
Feststellung des GdB zu Grunde gelegen haben (vgl. BSG, Urteile vom 11. August
2015 â�� B 9 SB 2/15 R â��, juris, Rz. 15 und vom 12. Februar 1997 â�� 9 RVs
12/95 â��, juris, Rz. 14). Somit begrÃ¼ndet schon der rein rezidivfreie Zeitablauf
den Eintritt der HeilungsbewÃ¤hrung und die wesentliche Ã�nderung. Eine
Beschwerdefreiheit oder eine folgenlose Ausheilung der Erkrankung wird nicht
vorausgesetzt. Ebenso kommt es nicht darauf an, ob eine leitliniengerechte
Therapie einen lÃ¤ngeren Zeitraum fÃ¼r Kontrolluntersuchungen vorsieht oder mit
Rezidiven jederzeit zu rechnen ist.

Gemessen hieran war die maÃ�gebliche HeilungsbewÃ¤hrung von zwei Jahren â��
und nicht wie vom Beklagten angenommen von fÃ¼nf Jahren â�� am 23. MÃ¤rz
2019, dem Zeitpunkt der Herabsetzung des GdB, abgelaufen. Nach den VG, Teil B,
Nr. 14. 2 betrÃ¤gt der GdB 50 wÃ¤hrend einer HeilungsbewÃ¤hrung von zwei
Jahren nach der Entfernung eines Zervixtumors (Mikrokarzinom) im Stadium T1a NO
MO, wie es bei der KlÃ¤gerin vorgelegen hat. Der Zeitraum der
HeilungsbewÃ¤hrung betrÃ¤gt nur dann fÃ¼nf Jahre nach den VG, Teil B, Nr. 14.2,
wenn ein hÃ¶heres Stadium des Tumors (T1b bis T2a N0 M0) bestanden hat.Â 

Die Erstdiagnose des Portikonus mit Carcinoma in situ vom Plattenepithel und des
in den Quadranten von 12 bis 3 Uhr mÃ¤Ã�ig differenzierten
Plattenepithelcarziniom G2 mit einer Infiltrationstiefe von 0,4 mm und einer
horizontalen Ausdehnung von 0,3 mm und dessen operative Entfernung war im
MÃ¤rz 2013. Zum maÃ�geblichen Zeitpunkt der Herabsetzung des GdB am 23.
MÃ¤rz 2019 hat, wie sich fÃ¼r den Senat aus dem im Wege des Urkundsbeweises
verwerteten medizinischen Attest des W vom 2. Mai 2019 ergibt, ein unauffÃ¤lliger
gynÃ¤kologischer Tastbefund bei einem Z. n. Zervixkarzinom bestanden. Es hat sich
ein Pap I, damit ein unauffÃ¤lliger Befund, ergeben; eine Ultraschalluntersuchung
hat keinen Hinweis auf ein Rezidiv der Krebserkrankung erbracht.Â Â Â Â 

Im Funktionssystem â��Geschlechtsapparatâ�� sind somit zum maÃ�geblichen
Zeitpunkt des Erlasses des Widerspruchsbescheides ein Z. n.
GebÃ¤rmutterhalskrebs, eine Trachelektomie (nahezu vollstÃ¤ndige Entfernung des
GebÃ¤rmutterhalses) und eine HormonstÃ¶rung durch Wechseljahrsituation (unter
Therapie leichtgradige AusprÃ¤gung) verblieben. Dies ergibt sich fÃ¼r den Senat
aus der erstinstanzlichen sachverstÃ¤ndigen Zeugenaussage des W. Nach den VG,
Teil B, Nr. 14.2 sind diese FunktionsbeeintrÃ¤chtigung nicht mit einem hÃ¶heren
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Einzel-GdB als 10, wie ihn der Beklagte berÃ¼cksichtigt hat, zu bewerten. Der
Verlust der GebÃ¤rmutter und/oder SterilitÃ¤t fÃ¼hren zu einem GdB von 0 und im
jÃ¼ngeren Lebensalter bei noch bestehendem Kinderwunsch zu einem GdB von 20.
Dieses AusmaÃ� erreichen die bei der KlÃ¤gerin bestehenden FunktionsstÃ¶rungen
jedoch nicht. Ebenso ist die HormonstÃ¶rung durch Wechseljahrsituation, die unter
Therapie zumal nur leichtgradig ausgeprÃ¤gt ist, nach den VG, Teil B, Nr. 14 nicht
mit einem GdB bewertet.

Zum Zeitpunkt des Erlasses des Widerspruchsbescheides fÃ¼hrend waren bei der
KlÃ¤gerin die im Funktionssystem â��Gehirn einschlieÃ�lich Psycheâ��
bestehenden FunktionsstÃ¶rungen, die nach Ansicht des Senats, wie auch des SG
und des Beklagten, nicht mit einem hÃ¶heren Einzel-GdB als 30 zu bewerten sind.
Die KlÃ¤gerin hat in diesem Funktionssystem, wie der Senat den sachverstÃ¤ndigen
Zeugenaussagen der E1, des G und des W entnimmt, zum maÃ�geblichen Zeitpunkt
des Erlasses des Widerspruchsbescheides an einer rezidivierenden depressiven
StÃ¶rung, damals leichte Episode, an Angst und depressiver StÃ¶rung, an einer
fortbestehenden BelastungsstÃ¶rung infolge einer Karzinomerkrankung
mittelmÃ¤Ã�igen Grades und an einem myofaszialen Schmerzsyndrom cervikal und
thorakal gelitten. 

Nach den VG, Teil B, Nr. 3.7 bedingen Neurosen, PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rungen,
Folgen psychischer Traumen in Form leichterer psychovegetativer oder psychischer
StÃ¶rungen einen GdB von 0 bis 20, stÃ¤rkere StÃ¶rungen mit wesentlicher
EinschrÃ¤nkung der Erlebnis- und GestaltungsfÃ¤higkeit (z.Â B. ausgeprÃ¤gtere
depressive, hypochondrische, asthenische oder phobische StÃ¶rungen,
Entwicklungen mit Krankheitswert, somatoforme StÃ¶rungen) einen GdB von 30 bis
40, schwere StÃ¶rungen (z. B. schwere Zwangskrankheit) mit mittelgradigen
sozialen Anpassungsschwierigkeiten einen GdB von 50 bis 70 und mit schweren
sozialen Anpassungsschwierigkeiten einen GdB von 80 bis 100. Die funktionellen
Auswirkungen einer psychischen Erkrankung, insbesondere wenn es sich um eine
affektive oder neurotische StÃ¶rung nach F30.- oder F40.- ICD-10 GM handelt,
manifestieren sich dabei im psychisch-emotionalen, kÃ¶rperlich-funktionellen und
sozial-kommunikativen Bereich (vgl. Philipp, Vorschlag zur diagnoseunabhÃ¤ngigen
Ermittlung der MdE bei unfallbedingten psychischen bzw. psychosomatischen
StÃ¶rungen, MedSach 6/2015, S. 255 ff.). Diese drei Leidensebenen hat auch das
BSG in seiner Rechtsprechung angesprochen (vgl. BSG, Beschluss vom 10. Juli 2017
â�� B 9 V 12/17 B â��, juris, Rz. 2). Dabei ist fÃ¼r die GdB-Bewertung, da diese die
EinbuÃ�en in der Teilhabe am Leben in der (allgemeinen) Gesellschaft abbilden soll,
vor allem die sozial-kommunikative Ebene maÃ�geblich (vgl. Senatsurteil vom
12.Â Januar 2017 â�� L 6 VH 2746/15 â��, juris, Rz. 61). Bei dieser Beurteilung ist
auch der Leidensdruck zu wÃ¼rdigen, dem sich der behinderte Mensch ausgesetzt
sieht, denn eine â��wesentliche EinschrÃ¤nkung der Erlebnis- und
GestaltungsfÃ¤higkeitâ�� meint schon begrifflich eher EinschrÃ¤nkungen in der
inneren GefÃ¼hlswelt, wÃ¤hrend StÃ¶rungen im Umgang mit anderen Menschen
eher unter den Begriff der â��sozialen Anpassungsschwierigkeitenâ�� fallen, der
ebenfalls in den VG genannt ist. Die StÃ¤rke des empfundenen Leidensdrucks
Ã¤uÃ�ert sich nach stÃ¤ndiger Rechtsprechung des Senats auch und maÃ�geblich
in der Behandlung, die der Betroffene in Anspruch nimmt, um das Leiden zu heilen
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oder seine Auswirkungen zu lindern. Hiernach kann bei fehlender Ã¤rztlicher
Behandlung in der Regel nicht davon ausgegangen werden, dass ein
diagnostiziertes seelisches Leiden Ã¼ber eine leichtere psychische StÃ¶rung
hinausgeht und bereits eine stÃ¤rker behindernde StÃ¶rung im Sinne der GdB-
BewertungsgrundsÃ¤tze darstellt (vgl. Senatsurteil vom 22. Februar 2018 â�� L 6
SB 4718/16 â��, juris Rz. 42; vgl. auch LSG Baden-WÃ¼rttemberg, Urteil vom 17.
Dezember 2010 â�� L 8 SB 1549/10 â��, juris, Rz. 31). 

Orientiert an diesen Vorgaben hat bei der KlÃ¤gerin zu Ã�berzeugung des Senats
zum Zeitpunkt des Erlasses des Widerspruchsbescheides eine stÃ¤rker behindernde
StÃ¶rung mit wesentlicher EinschrÃ¤nkung der Erlebnis- und GestaltungsfÃ¤higkeit
(z.Â B. ausgeprÃ¤gtere depressive, hypochondrische, asthenische oder phobische
StÃ¶rungen, Entwicklungen mit Krankheitswert, somatoforme StÃ¶rungen)
bestanden, die mit einem Einzel-GdB von 30 zu bewerten war. Eine AusschÃ¶pfung
des diesbezÃ¼glichen Bewertungsrahmens mit einem GdB von 30 bis 40 hÃ¤lt der
Senat jedoch im Hinblick auf die Auswirkungen der FunktionsstÃ¶rungen nicht fÃ¼r
angezeigt. Hiergegen spricht, dass nach den AusfÃ¼hrungen des W die KlÃ¤gerin
zwar sehr deutlich unter der von ihm diagnostizierten psycho-onkologischen
Belastungsreaktion leidet, ihr eine Teilhabe am normalen Leben aber mÃ¶glich ist.
Die KlÃ¤gerin war und ist in der Lage, auch wenn die Anerkennung der
Schwerbehinderteneigenschaft zur einer Reduzierung ihres Deputats gefÃ¼hrt hat,
eine berufliche TÃ¤tigkeit als Sonderschullehrerin, mithin eine psychisch
anspruchsvolle TÃ¤tigkeit auszuÃ¼ben, was der Senat als maÃ�gebliches Kriterium
gegen die HÃ¶herbewertung der Âauch mit einem Einzel-GdB von 30 anerkannten
stÃ¤rker behindernden StÃ¶rung mit wesentlicher EinschrÃ¤nkung der Erlebnis- und
GestaltungsfÃ¤higkeit wertet. Gegen eine HÃ¶herbewertung spricht auch der von
E1 erhobene psychopathologische Befund, wonach die KlÃ¤gerin bewusstseinsklar
und orientiert war und sich der Antrieb, die Auffassung, die MerkfÃ¤higkeit, das
GedÃ¤chtnis sowie das formale und inhaltliche Denken unauffÃ¤llig gezeigt haben.
Die Wahrnehmung war ungestÃ¶rt und es hat keine Ich-StÃ¶rung bestanden. Die
Konzentration war beeintrÃ¤chtigt und in der AffektivitÃ¤t war die KlÃ¤gerin
deprimiert. Insofern hat fÃ¼r den Senat nachvollziehbar E1 den Einzel-GdB mit 20
bewertet. Unter BerÃ¼cksichtigung des von G beschriebenen myofaszialen
Schmerzsyndroms cervikal und thorakal rechtfertigt sich im Gesamten ein Einzel-
GdB von 30, wie er ihn auch vorgeschlagen hat. Aufgrund der wesentlichen
Ã�berschneidungen des myofaszialen Schmerzsyndroms cervikal und thorakal mit
der von E1 diagnostizierten rezidivierenden depressiven StÃ¶rung, gegenwÃ¤rtig
leichte Episode, und Angst und depressive StÃ¶rung wird ein Einzel-GdB von 40 im
Funktionssystem â��Gehirn einschlieÃ�lich Psycheâ�� nicht erreicht. Die Bewertung
mit einem Einzel-GdB von 40 hat auch keiner der die KlÃ¤gerin behandelnden
Ã�rzte vorgeschlagen. Der W hat den Einzel-GdB mit 30 bis 40 geschÃ¤tzt.Â Â Â Â 

Gegen das Bestehen eines Einzel-GdB von mehr als 30 spricht im Weiteren, dass die
KlÃ¤gerin zwar von G schmerztherapeutisch behandelt worden ist, sie bei E1 im Jahr
2019 aber nur einmal im April in Behandlung und auch im Jahr 2018 bei einer
Behandlungsfrequenz von alle acht Wochen keine engmaschige Behandlung erfolgt
ist. Ebenso hat eine medikamentÃ¶se oder stationÃ¤re Behandlung nicht
stattgefunden. Dieser Umfang und Art der fachÃ¤rztlichen Behandlung spricht
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gegen das Vorliegen eines Leidensdrucks bei der KlÃ¤gerin, der bei einer mit einem
Einzel-GdB von 40 zu bewertenden stÃ¤rker behindernden StÃ¶rung mit einer
wesentlichen EinschrÃ¤nkung der Erlebnis- und GestaltungsfÃ¤higkeit zu erwarten
wÃ¤re (vgl. Senatsurteil vom 22.Â Februar 2018 â�� L 6 SB 4718/16 â��, juris
Rz.Â 42; LSG Baden-WÃ¼rttemberg, Urteil vom 17.Â Dezember 2010 â�� L 8 SB
1549/10 â��, juris, Rz. 31, wonach bei einer fehlenden Ã¤rztlichen Behandlung in
der Regel nicht davon ausgegangen werden kann, dass ein diagnostiziertes
seelisches Leiden Ã¼ber eine leichtere psychische StÃ¶rung hinausgeht und bereits
eine stÃ¤rker behindernde StÃ¶rung im Sinne der GdB-BewertungsgrundsÃ¤tze
darstellt).

Die im Weiteren bei der KlÃ¤gerin zum Zeitpunkt des Erlasses des
Widerspruchsbescheides bestehenden FunktionsstÃ¶rungen sind nicht mit einem
Einzel-GdB von mehr als 10 zu bewerten.

Die von B beschriebene Reizdarmsymptomatik, die im Funktionssystem
â��Verdauungâ�� zu berÃ¼cksichtigen ist (VG, Teil B. Nr. 10.2.2), geht nicht mit
stÃ¤rkeren oder hÃ¤ufig rezidivierenden und anhaltenden Symptomen (z. B.
DurchfÃ¤llen oder Spasmen) einher, die einen Einzel-GdB von 20 rechtfertigten. Der
Senat entnimmt den urkundsbeweislich verwerteten AusfÃ¼hrungen des B, dass
die KlÃ¤gerin zwar Ã¼ber hÃ¤ufig dÃ¼nne StÃ¼hle, viel Luft im Bauch, eine
unregelmÃ¤Ã�ige Verdauung und wechselnde abdominelle Beschwerden geklagt
hat, der Allgemein- und ErnÃ¤hrungszustand aber gut gewesen ist. Eine Magen- und
Darmspiegelung mit entnommenen Gewebeproben hat einen unauffÃ¤lligen Befund
ergeben; eine Laktoseintoleranz, eine Fruktosemalabsorption,
Nahrungsmittelallergien und eine bakterielle Enteritis konnten ausgeschlossen
werden, auch fÃ¼r eine Histaminintoleranz hat kein Anhalt bestanden. Unter eine
Therapie mit Probiotika ist es zu einer passageren Besserung gekommen.

Im Funktionssystem â��Rumpfâ�� haben ebenso keine FunktionsstÃ¶rungen
vorgelegen, die nach den VG, Teil B, Nr. 18.9 mit einem Einzel-GdB von mehr als 10
zu bewerten gewesen sind. Das von G beschriebene myofasziale Schmerzsyndrom
cervikal und thorakal hat der Senat im Funktionssystem â��Gehirn einschlieÃ�lich
Psycheâ�� berÃ¼cksichtigt (vgl. oben). Unter mittelgradigen funktionellen
Auswirkungen in einem WirbelsÃ¤ulenabschnitt (Verformung, hÃ¤ufig
rezidivierende oder anhaltende BewegungseinschrÃ¤nkungen oder InstabilitÃ¤t
mittleren Grades, hÃ¤ufig rezidivierende und Ã¼ber Tage anhaltende
WirbelsÃ¤ulensyndrome), die mit einem Einzel-GdB von 20 zu bewerten sind, hat
die KlÃ¤gerin nicht gelitten. G hat am 18. September 2019 die Beweglichkeit der
HWS mit Links-/Rechtsrotation 70-0-65Â° und damit uneingeschrÃ¤nkt
(NormalmaÃ�: 60 bis 80-0-60 bis 80Â°) befundet.

Die im Funktionssystem â��Armeâ�� zu berÃ¼cksichtigende von G festgestellte
Epicondylitis humeri ulnaris und radialis links hat dieser nachvollziehbar mit keinem
Einzel-GdB von mehr als 10 (VG, Teil B, Nr. 18.13) bewertet. Den von ihm seiner
sachverstÃ¤ndigen Zeugenaussagen beigefÃ¼gten Behandlungsberichten
entnimmt der Senat im Weiteren eine freie Beweglichkeit beider Schultern in allen
Ebenen, so dass sich auch insofern kein weiterer zu berÃ¼cksichtigender Einzel-
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GdB ergibt.

Die zuletzt im Funktionssystem â��Beineâ�� bestehenden rezidivierenden
VorfuÃ�schmerzen bei bekanntem Hallux valgus links mehr als rechts sowie
initialem Hallux rigidus, deren Progredienz durch eine Einlagenversorgung und
regelmÃ¤Ã�ige physikalische Therapie hat verhindert werden kÃ¶nnen, wie sich aus
der sachverstÃ¤ndigen Zeugenaussage des G ergibt, begrÃ¼nden nach den VG,
Teil B, Nr. 18.14 keinen Einzel-GdB von mindestens 10. Erst eine Versteifung des
GroÃ�zehengrundgelenks in gÃ¼nstiger Stellung wÃ¤re mit einem Einzel-GdB von 0
bis 10 zu bewerten. Die GdB-Werte schlieÃ�en die Ã¼blicherweise bestehenden
Schmerzen mit ein (VG, Teil A, Nr. 2, j). Auch G hat insofern eine Bewertung mit
einem Einzel-GdB von 10 nicht vorgenommen.Â Â Â 

Wegen der MaÃ�geblichkeit des Zeitpunkts der letzten Verwaltungsentscheidung
fÃ¼r die Beurteilung der Sach- und Rechtslage (vgl. oben), demnach der Zeitpunkt
des Erlasses des Widerspruchsbescheides am 18. September 2019, sind
Verschlechterungen im Gesundheitszustand der KlÃ¤gerin, wie etwa die von ihr im
erstinstanzlichen Verfahren angefÃ¼hrte Belastung durch die Auswirkungen der
Corona-Pandemie oder eine im Jahr 2020 beabsichtige stationÃ¤re Heilbehandlung,
die wegen der Corona-Pandemie nicht durchgefÃ¼hrt werden konnte, und wegen
deren NichtdurchfÃ¼hrung sich der Gesundheitszustand der KlÃ¤gerin
verschlechtert haben kÃ¶nnte, im vorliegenden Verfahren nicht zu
berÃ¼cksichtigen.Â Â Â Â 

Dem Hilfsantrag auf Einholung eines SachverstÃ¤ndigengutachtens musste der
Senat nicht nachkommen. UnabhÃ¤ngig davon, dass der Antrag auf â��Einholung
eines SachverstÃ¤ndigengutachtensâ�� bereits kein prozessordnungsgemÃ¤Ã�er
Beweisantrag darstellt (vgl. BSG, Beschluss vom 2. Oktober 2015 â�� B 9 V 46/15 B
â��, juris, Rz. 8), haben die vorliegenden Ã¤rztlichen Unterlagen, Ã¤rztlichen
MeinungsÃ¤uÃ�erungen und sachverstÃ¤ndigen Zeugenaussagen dem Senat die
fÃ¼r die richterliche Ã�berzeugungsbildung notwendigen Grundlagen vermittelt.
Bei weiteren Sachverhaltsermittlungen wÃ¼rde es sich mithin um Ermittlungen ins
Blaue hinein handeln und um eine Ausforschung des Sachverhaltes, zu der der
Senat nicht verpflichtet ist (vgl. BSG, Beschluss vom 17.Â Oktober 2018 â�� B 9 V
20/18 B â��, juris, Rz.Â 19).

Aus den vorliegenden Einzel-GdB-Werten von 30 (â��Gehirn einschlieÃ�lich
Psycheâ��) und jeweils 10 (â��Geschlechtsapparatâ��, â��Verdauungâ��
â��Rumpfâ�� und â��Armeâ��) ergibt sich ein Gesamt-GdB von 30. Bei der
Beurteilung des Gesamt-GdB ist nach den VG, Teil A, Nr. 3, c) in der Regel von der
FunktionsbeeintrÃ¤chtigung auszugehen, die den hÃ¶chsten Einzel-GdB bedingt,
und dann im Hinblick auf alle weiteren FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen zu prÃ¼fen,
ob und inwieweit hierdurch das AusmaÃ� der Behinderung grÃ¶Ã�er wird, ob also
wegen der weiteren FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen dem ersten GdB 10, 20 oder
mehr Punkte hinzuzufÃ¼gen sind, um der Behinderung insgesamt gerecht zu
werden. Die Beziehungen der FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen zueinander kÃ¶nnen
unterschiedlich sein: Die Auswirkungen der einzelnen
FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen kÃ¶nnen voneinander unabhÃ¤ngig sein und damit
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ganz verschiedene Bereiche im Ablauf des tÃ¤glichen Lebens betreffen (VG, Teil A,
Nr. 3, d), aa). Eine FunktionsbeeintrÃ¤chtigung kann sich auf eine andere besonders
nachteilig auswirken. Dies ist vor allem der Fall, wenn
FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen an paarigen GliedmaÃ�en oder Organen â�� also z.
B. an beiden Armen oder beiden Beinen oder beiden Nieren oder beiden Augen â��
vorliegen (VG, TeilÂ A, Nr. 3, d), bb). Die Auswirkungen von
FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen kÃ¶nnen sich Ã¼berschneiden (VG, Teil A, Nr. 3, d),
cc) oder die Auswirkungen einer FunktionsbeeintrÃ¤chtigung werden durch eine
hinzutretende GesundheitsstÃ¶rung nicht verstÃ¤rkt (VG, Teil A, Nr. 3, d), dd). Von
AusnahmefÃ¤llen (z. B. hochgradige SchwerhÃ¶rigkeit eines Ohres bei schwerer
beidseitiger EinschrÃ¤nkung der SehfÃ¤higkeit) abgesehen, fÃ¼hren leichte
GesundheitsstÃ¶rungen, die nur einen GdB von 10 bedingen, nicht zu einer
Zunahme des AusmaÃ�es der GesamtbeeintrÃ¤chtigung, auch nicht, wenn mehrere
derartige leichte GesundheitsstÃ¶rungen nebeneinander bestehen. Auch bei
leichten FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen mit einem GdB von 20 ist es vielfach nicht
gerechtfertigt, auf eine wesentliche Zunahme des AusmaÃ�es der Behinderung zu
schlieÃ�en (VG, Teil A, Nr. 3, d), ee). Unter Beachtung dieser GrundsÃ¤tze wird ein
hÃ¶herer Gesamt-GdB als 30 nicht erreicht.

Die Berufung der KlÃ¤gerin war demnach zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde, die Revision zuzulassen, sind nicht gegeben, da die Voraussetzungen des
Â§Â 160 Abs.Â 2Â SGG nicht vorliegen.

Erstellt am: 12.07.2022

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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